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Beklagten und Revisionsklägerin‚
Verkündet

am 5„ November 1959
gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte‚

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichtg auf die

mündliche Verhandlung vom 5„ November 19599 an
der mitgewirkt haben

Senatspräside■t Prof° Dr„ B o g s
als Vorsitzender,

die Bundesrichter R i 0 h t e r und

Dr° K r e b sowie

die Bundessozialrichter E h r h a r d t und

Dro H a m m ‚

(D

für Recht erkannt:

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht Baden—

Württemberg verwieseno
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Auf Grund einer Terifvereinbarung vom 20° September 1952

zwischen dem Bundesminister für des Post— und Fernmelde—

wesen und der Deutschen Pos tgewerkschaft erhielten im

September 1952 eine Reihe von Postbediensteten, die biSh”l

keine Leistungszulage empfangen hatten, eine "einmalige

Zula ge" in Höhe von 240 -DM, für die auch Beiträge zur

Krankenversicherung, Invelidenversicherung und Arbeits—

losénversieherung abgeführt werden sind Die Klägerin
(Deutsche Bundespost) ist der Auffa gesung, es handele sich

um eine nachträgliche Lohnzahlung, für die geine Be itrag

zu
entrichten seien° Sie het de halb in einem Fell (@em

des Bostfacharbeiters Franz L:::t::;) das Versicherungsemt

an erufen. Dieses hat am 30° Juli 1955 @ntschieäen‚ die

Versicherungst träger seien nicht verpflichtet die bereits

geleisteten Beiträge zurückzueretatten. Gegen diesen Be—

schluß hat die Klägerin Begehmcrd e zum Oberver.ieh runqsamt
“eingelegt, die nach dem Inkrafttreten des Soxi'lge richte—
gesetzés (SGG) als Klage auf das Sozialgericht (SG ) über—

gegangen ist Durch Urteil vom 6 Juni 1955 hat das SG. den
Beschluß des Versioherungsemts aufgehoben und festgestellt,

es mbe sich bei dem Betrag von 240 ——DM um eine Lohnnach—

senlung ehendelt, die Beklagten, nämlich die Eostbetriebs—

krankenkasse, die Landesver sie11erungs anstalt (LVA°) Rürt5em—

berg und die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar—

bei%o losenver sicherung, seien daher verpiliehtet‚ die zu

Unrecht ei1bchaltenen Sozial— und Arbeitslosenversicherungs—

btiurnbe zurückzuzehlen° Be 5 SG hat die Be1ufung gemäß

@ 150 Nr° 1 SGG zugelassen°

Gegen das am 16° Juni 1955_zugestellte Urteil hat die

BVA. Württemberg am 11° Juli 1955 unter Überreiehung einer
Einverständniserklärung der Bundespost Révis °ion eingeloggt
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A„

_ 3 _

und ihr Rechtsmittel im gleichen Schriftsatz begründet°

Sie meint, das SG“ habe den Begriff der nachträglichen

Lehnzuhlung verkannt, es habe sich nicht um eine solche,
sondern

um eine einmalige Zulage gehandelt°

Die beklagte LVA beantragt,
—unter Aufhebung des Urteils des SG° Stuttgart

vom 6° Juni 1955 festzustellen‚ daß die an

’
den Postfacherbeiter Frenz L::::::.:'g wahlte

; Zulage eine einmalige Zuwendung im Sinne des

@ 160 Abs° 3 der Reichsversicherungsordnung

(PVC) darstellt und in dem Zeitabschnitt, in
dem sie gezährt wurde‚ zur Beitragspflicht in

der Sozialversioherung heranzuziehen wer„

Die Bundespost beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Die „eitere Beklagte, die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-

lung und arbeitslos envers iche rung, hat ihrerseits gegen das

Urteil des SG° Berufung zum Lendessozialgericht (LSG ) Baden—

Württemberg eingelegt und in dem Verfahren vor dem Bundes—

so?ialgericht (BSG„) crh ärt, sie beabsichtige nicht9 in

diesem auzutreten°

Die Postbetriebskrankenkasse hat keine Stellungnahme abge—

eben°O
“

II°

Die Sprungrevision ist nach 9 161 SGG zulässig, da die Beru—

fung nach @@144 flo SGG ausgeschlossen war und des SG sie

cshulb zu Recht gemäß 5 150 Nr 1 SGG zugelassen hat° Die
Klage verfolgt bei ve nünftiger Auslegung des Antrages die

Ruckerste @ttung von angeblich zu Unrecht entrichteten Arbeit—

geberant eilen zur 802;ial— und Arbeitslosenversicherung„‘Hier—
bei handelt es sich, wie der Senat bereits in seinem Urteil

;4_
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vom 23° Juli 1959 - 5 RJ 148/58 - SozR° see 5 149 Bla De 2
Nr° 4 — entschieden hat, nicht um einen Anspruch auf einma—

lige Leistungen im Sinne des @ 144 Abs„ 1 Nr° 1 SGG„ Denn
mit dieser Vorschrift werden im Bereich des Sozialversiche»

rungsrechts grundsätzlich nur die Leistungen des Versiche—

rungsträgers an den Versicherten erfaßt, deshalb väre diese

Vorschrift nur anwendbar‚ wenn es sich um die Ers ettung

zu Recht entrichteter Beiträge in Form einer Regelleis ung

handelte (vgl° @ 1250 RVO a„F„, 5 1235 RVO noFo; a„A„
Peters—Sautter—Wolff, Kommentar zur Sozialgeri*htsbarkeit7

@ 149 Anm° 4, und Hastler, @ 149 Anm„ 2 b() bb, die @ 144
‚ U

"

n 30 1 Nr„ 1 SGG anwenden wollen)° Jedoch war hier nach

sechgemäßer Auslegung des 5 149 SGG a„F° die Berufung aus«
geschlossen° Zwar regelt diese Vorschrift neben anderen

hier nicht einschlägigen Fällen nur die Rückerstattung‘

zu Unrecht entrichteter Arbeitnehmerbeiträge9 eine aus—

rückliche Vorschrift darüber, ob und unter welchen um-
.!

(„
(D enden die Berufung bei Ansprüchen auf Erstattung zu

C
“

nrecht entrichteter Arbeitgeberbeiträge ausgeschlossen\\
sei7 fehlte in der noch in Betracht kommenden alten Fassung
des SGG° Der Senat hatte jedoch keine Bedenken9 hier den ,
Grundgedanken des @ 149 see anzuwenden und diese Offensicht—

liche Lücke im Gesetz in dem Sinne zu schließen, daß die

Berufung bei Ansprüchen auf Rückerstattung der Arbeitgeber—

beiträge im gleichen Umfang ausgeschlossen ist9 wie sie es

bei Arbeitnehmerbeiträgen ist° Er sieht in der neuen Fassung

des Gesetzes, das diese beiden Ansprüche nunmehr gleich—

stellt, eine authentische Interpretation des Gesetzgebers

der alten Vorschrift in diesem Sinne? und zwar auch aus

der Erwägung heraus‚ daß andernfalls wegen Fehlens einer

ausdrücklichen Ausschlußbestimmung die Berufung bei An—

sprüchen auf Rückerstattung zu Unrecht geleisteter Arbeit—-

;eberbeiträge uneingeschränkt zulässig Wäre; dies wäre

aber nicht mit dem Sinn und Zweck der @@144 ff„ SGG, die

:endessozielgerichte vor weniger bedeutsamen Rechtsstreitig—

k iten zu bewahren, zu vereinbaren° Da der hier streitige

Arbeitgeberanteil weniger als 50„—— DM beträgt,-war die
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quufung ausgeschlossen, so daß ihre Zulassung durch das SG°

'dem Gesetz entsprichto

Selbst wenn man aber in dem Antrag der Beklagten einen

Feststellungsantrag erblioken und deshalb eine Anwendung
des @ 149 SGG verneinen wollte„ so würde dies der Zulässig—

keit der Sprungrevisi©n nicht entgegenstehen° Diese wäre

weil die beklagte LVho im Vertrauen au1 die Riem uigyeit der

unrichtigen Rechtsmittelbelehrung die Sprungrevision einge—

legt hat‚ unter dem Gesichtspunkt des Ver tr euensschutzes

zulässig (vgl.° BSG„ Bd„ 2 S„ 135)„
;

LuLh
in ser stig er Hinsicht

bestehen
gegen die Zulässig? eit

der Sprungrevision keine Bedenken° Die nach 5 161 SGG erfor—

derliche sch1iftliche Einwilligung des Gegners, der Bundes—

3 st„ 1 ga vor. Eine weitere Einwilligung, nämlich die der

in—erstcr Izm ta.z mitverklagten Postbetrieb51nankenk&3se

und der Buzzdesanstalt für frheitsvermittlung und Arbeits—

10$envcrsicherung, ist nicht notwendig° Sie wird im Gesetz
aueh nicht verlangt Es kann dehingestellt bleiben9 ob etwa
eine derartige Einwilligung der Streitgenossen im Fall

einer notwe azdicen Streitge nosse nscchaft erforderlich wäre
oder ob auch hier nach @ 74 SGG der Grundsatz des 5 62 der

Zitil 1rc:Me30rdnung (ZPO) uneingeschränkt gilt, daß der nicht

süümige ‚t.; itgenos se den Geng des Verfahrens bestimmt und

für den säumig en mithandelt„ Denn es liegt hier keine not—

5enige Streitgenossw schaft vor

NneL % 74 SGG gelten die Vorschriften der ZPO uber r-ie S‘reit-
genossenschaft für das Sozia lgerichtsverfehren entsprechend

“ 62 230 liegt eine notwendige Streitp er osscnschaft vor‚

wenn das str'itiee Rechtsverhe ltnis allen Stre eitgen seen

“' ■t ich festgestellt werden kann oder wenn0 (P
A

L
(D H ) S

.
C

)" S
a

t$ ;: '5 (D }.
1 B H r 0

Q4.l[.}.“eingenos chsft aus einem sonstigen Grund eine not—
'!

„...)..J

wenige ist„ Beide Fäl e sind hier nicht gegeben°

Die Notwendigkeit einheitlicher Feststellung ist nur dann
1"vneinen, wenn sich die Rechtskraft auf alle Streitgenossen

»
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retreckt‚ und zwar auch dann, wenn nur einer klagt oder

verklagt wird (vgl. Baumbach—Leuterbach, ZPO 250 Aufl.

5 62 Anm° 2 A, und Rosenberg‚ Lehrbuch des deutschen

Zivilprozeßreohts, 7° Aufl° @ 95 Anno II)° Die Forderung

der Klägerin auf Rückerstattung der Versioherungsbeitrüge

richtet sich gegen die einzelnen Versicherungs tréi"er‚ diese

sind nicht Gesamtschuldner‚ es werden auch niecht mehrere

Genen schuldner verklegt° Vielmehr wird eine bestimmte von

den Forderungen gegen die anderen Versicherungsträ ger un—

abhängige Forderung gegen den jeweiligen Vereiclacrun ege°träger

geltend eneeht Beklegter ist jeweils der Vers iclecrungs—

träg r, dem die Beiträge zugeflossen‘eindo Die Forderungen

gründen sich zwar jew eils auf den gleichen Se.chverhelt,

sie bestehen aber sei ostä ndig ncb eneinander° Eine abweichen—

d Entscl 1eidung darüber ist also den} über, desgleichen auch,

8 Rechter treitigke1ten da rüber in getrennten Verf zl■1en

der in verschiedenenl 113tanzen entschieden werden. Es

liegt auch nicht deshalb eine mvendige Streitg genossen—

-c3left vor, weil nur das

präjudizielle

Recht sverh„ tnis

[die Zahlung der Zulage) für alle Streitgenossen einheit—

1ich ist oder Weil das durch oder gegen einen Streitgenos—

sen gecltend gemachte Reohtsverhältnis für die Entscheidung

dem anderen Streitgenossen gegenüber präjudiziel] ist oder

weil die Prozesse der mehreren Streitgenossen auf demselben'

Vorgang beruhen° Denn die prozessualen Ansprüche gegen die

mehreren Streitgenossen sind verschieden; Es genügt nicht,

deß die Logik e1'ne eir heitl Mc1e Entscheidung erfordert

(vgl. Rosenberg aoaoO° S° 451)° Es raucht daher das strei—
tige Rechtsverhältni3*nicht einheitlich festgestellt zu

werden (RGZ. Bd° 100 s. 62)°

Auch der zweite Fall der notwendigen Streitgénossens chait

(die Streitgenossenschaft ist aus einem sonstigen Grur de

eine notwendige) ist nicht gegeben„ Darunter fallen (vrl

Beumbech—Leuterbach a°aoO„ @ 62 Anm° 5 B) Gesamthar dver—

hältnisse für die K_äger‚ Gestal tungsklegen und d-rgleichen„

Jedoch kann der hier zu Entscheidung stehende ’1ncpru0h mit

den genannten Pillen nicht auf eine Stufe gestellt v.erdcn„

Mit der Kl egeerhebung gegen die drei Vereicherungsträger

ird somit keine notwendige Streitgenoseenscha1t begründeto

- 7 _
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■uch hier sind Schwierigkeiten und unnerwünschte Eryebnisse

(unterschiedliche Urteile gegen einzelne
Streitgen08sen)

kein Grund für die Annahme einer notwen igen Streitgendssen—

sdheft, auch wenn es natürlich unerwünscht ist, daß über
(lie Fra”e, ob für die Zulage Beiträge zu zahlen sind, ver—
sdhied ene

Entscheidungen er„ehen können Denn im Endergeb—

nis hängt die Entscheidung, ob Beiträge zur ückzuer1ststten

siiid, !davon ab, ob die Zulage versicherungspflichtiges

el t ist oder nicht, 'te
‘

im

Ähnlich hat auch der 9° Senat des BSG„ in seinem Urteil

vom 191 September 1958 (9 RV 476/56, SozR° SGG @ 74 Bl.

Da 1 Nr„ 2) entschieden° In diesem Urteil heißt es, sogar
E■egetten, die nech ihrem gefallenen Soh Elternrente aus
der Kriegsopfervers o1gung beanspruchen, seien keine not—

uendigen Streitgenos sen, weil die Ansprüche auf Eltern—

te nicht derartig seien, daß sie nur einheitlich fest—

ellt werden könnten° Denn die Hinterbl iebener snsorüche

tes Vaters und der Mutter seien nicht identisch,

Eine einheitliche Entscheidung ist auch nicht unter dem

Cesrehtspvnk des 5 141 SGG geboten° Denn das Urt il „irk

nur zwischen den weiligen Parteien; Beil dungen, die

sein— Rechtskraf euceh auf diese Beteiligt en erst reck

hätten, sind nicht erfolgt, Die Revision ist somit zu-
“'VI' '

„ass1go
‚

Sie ist auch begründet°

In der Sache hat das SG angenommen, es habe sich bei dem

Betrege von 240„-— DM um eine nachtr äg].iche Lohn ahl ung
gehandelt„ Es hat sich dabei auf den Zweck der Verein—
barung gestützt, mit dies er Zahl ung den Personen, die

bis her keine Leistungszulege bezog en hatten,$eine rück—

wirkende Erhöhung ihres Lohnes zu verschaffen; so hätten

')

es die Vertragspartner der Vereinbarung auch angesehen,

Jedoch reichen nach der Ansicht des Senats die tetslchl1

chen Feststellungen desySG° nicht für eine dere r tige
Schlußfol«erung aus° Man wird zunächst davon auszugehen‘

_ 8 _
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.,haben, daß im allgemeinen eine einmalige Zahlung den

Chearakter einer einmaligen Zuwendung im Sinne von $ 160

wlb < 3 310 hat° Die tarifvert ragliche Vereinbarung über.

dies e Zehluung verwendet ja auch den Ausdruck "einmali.ge

Zulage"o Jedoch schließt diese Form der einmaligen Zahlung

nicht ohne weiteres aus, daß es sich um eine na ent:„" i che

Lohnzahlung gehandelt hat, wenn sich dies aus den gesamten

Umständeen ergibt Die Lohnnachzahlung muß in irgendeiner

Form den bereits für die Vergangenheit ges ehlten Lohnbe—

träcen zugerechnet werden können, sie muß mit der Tätigkeit

in der Vergangenheit untrennbar verbunden sein, während

andererseits nicht unbedingt erforderlich ist„ daß eine

Lei 1ne1höhung auch für die Zukunft vereinbart wird Der

typische Fall einer nachträglichen Lohnzahlung liegt vor?

\.enn der Stundenlohn rdehwirkend um einen bestimmten Betrag

er Prozentsatz erhöht und der sich so ergebende Unter—

hied nacht %l ich ausbezahlt wird° Dann ist klar er—

sichtlich deB der nachgezahlt e Betrag eine nachträgliche

Lohnerhöhung fü eine in der Vergangenheit geleistete

A1ocit darstellt° Es ist aber nicht ausgeschlossen‚ daß

man aus Vereinfachungs— und Arbeitsersparnisgründen die
""—

‚|.pauschelbetrages vereinoart9 der in etwa

atsiehlieh verdienten Lohnnache ahlung entspricht„

Es muss aber auch hier immer die zahlung mit dem tete eh—

lich verdier ten Lohn und den einzelnen Zeita schnitten in

Tel bindung gebracht werden können, es müssen al.o mehrere

sunmierte Beträge auf einmal
uusgez ahlt „erden° De ist

Foer bei einer peusehelierten Art der Abfindung nicht ohne

"('
\ iteres anzunehmeno Selbst wenn man mit den Beteiligte1O‘

«| .davon ausgeht, die Zahlung der 240„—— DM sei auch nicnt

teil„cise e1 n Ausgleich da für, daß die bisherigen Empfänger

der Lcistungsm lage sie noch eis zum 30 Jul 1955 als

persönliche Ausg lei chszula ve weiter emefengen sollten

sondern der Betrag sei nur ein Ausgleich für die in der

Vergangenheit nich et
gezahlte

Leistungszulage, so müßte

de ch no h geklärt werden, ob alle unter das Abkommen fel—

le11den A1oeiter diese Zulage ohne Urterschied erhielten

odcr'1ur diejenigen, die von 1° 1ugust 1951 bis zum Abschluß

'9‚_
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der Vereinbarung ohne Unterbrechung voll gearbeitet und

dementsprechend lauienden Lohn bezogen haben„ Es wäre

weiter von Bedeutung, wie die Zulage berechnet wurde,

ob man ihr in irgendeiner Form die den anderen Arbeitern
ge%ahlte

Lcistungszulage zugrunde gelegt hat (für den

abgelaufenen Zeitraum etwa?)„ In diesem Zusammenhang

müßte auch geklärt werden9 warum die Zulage allen Arbei—
tern einheitlich gezahlt wurde‚ auch wenn diese verschie—

denen „o.i„‘“eoen angehörten und die Leistungszulage

o ffenbar sonst nicht einheitlich war°

streit noch nicht zur Sachentschcidung reifÜ {. f
1

0 "S II! (D () ‚-; ‚) ct C
O

er Senat das angefochtene Urteil, soweit es'
!

. ‚ . . .die oeklagte LVA„ betrifft, aufgehoben und die Suche nach

5 170 Abse 3 SGG an das LSG„ Baden—Wür ttemberg vorwie sen,

iamit die g-samte Streitfrage gleichzeitig mit der dort
enhö gigen Berufungssache der Bundesanstalt für Arbeits—

ve1mittl .ung und frbeits „losenversicherung gegen die Bundes—

cost von dies em Gericht einheitlich entschieden werden kann„

Bei seiner Entscheidung wird das LSG° auch folgendes zu
4

beächten haben: Die Handhabung, eine nachträgliche Lohn—
«

tel-11 bei der Berechnung der SOZl&1VGTSlChO“UKSSbGIt““°

außer Betracht zu lassen‚ ergibt sich nicht unmittelbar

aus dem Gesetz, sie beruht auf einer alten ständigen Recht—

sprechung des Reichsversicherungsamts (RVAO) (vvgl „ Grundso
fitnt° Nr„ 2519 Vom 21„12°1918 — EuM° Bd° 11 SO 103)° Das

nvi„ h—t seine Auffass

: Nach % 211 Satz 2 RVO hätten Änderungen des Grund—
ung mit zwei Gesichtspunkten be—

ci
*

{J

gründe

Mo nes keinen Einfluß auf die Leistungen für Versicherungs—
iülle, die bereits eingetreten seien, und z„ar sowohl auf

laufende Ve‘sicherungsleistungen als auch auf solche Ver—
s'“be“un”sfalle, lie bereits abgeschlossen seien„ Da die Höhe

der V9 rs cke*un"■lei tungen in Wechselwirkung mit der Höhe

der Beitrage stehe, schließe die Nichterhöhung der Leistun—

gen für abgeschlossene Versicherungsfällr auch die Steigerung
der Beitr rege für die vergangene Zeit aus, die Lohnerhöhung

‘« '!“_‚bleibe oa her ohne ninfluß auf das gesamte frühere Versi he—

_
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rungsverhältnis° Weiter entspreche der Ausschluß der Rück—

wirkung auch einem praktischen Bedürfnis‚ da bei der Rache

forderung von Beiträgen und Nachzahlung—von Versicherum ng*—
\leistungen für vergangene Zeiten geschäftliche Scnwierig—

keiten und Weiterungen in der Rechnungs— und I*C_8ssenführung

entstehen würden‚ die so vermieden würden° Diese Recht—

epreehung hat das EVA° auch aufrechterhalten, als @ 211

Sa 3 2 EVO durch @ 8 des Gesetzes zur Erhaltung\leie* tungser

fähiger Krankenkassen vom 27 März 1923 (BGBl° I so 22 )

mit Wirkung vom 1° April 1925 aufg ehoben xorden‘mer und es

nunmehr zulässig war, durch Satzungsändcrung auch eine Er—

höhunv des Grundlehnee bei den Leistunfen zu beruc„„101ti—

gen„ Im Sinne dieser Rechtsprechung wird auch eeitlenfgen

Jahren in der Praxis verfahren. Auf der anderen Seite beruht

die Sonderbchandlung der einmaligen Zuwc;idung auf @ 160

Abs„ 3 RVO, wonach diese für die Berechnungu der l%ei_träge

nur in dem Zeitpunkt berücksichtigt Wl r ‚ in dem sie ge—

währt wird° Nach dem gemeinsamen Erlaß des Re11ch„m1rictere

der Finanzen und des Reichsarbeitsministers vom 100 81ptcu—

ber 1944 — LN„ 1944 S1 281 —‚ dessen Gültigkeit der Senat

in seinem Urteil vom 15 Oktober 1957 (BSG Bea 6 S° 47)

bcjeht hat, werden die Beiträge zur Sozielvcrsichcrung

ic ne ch dem Betrag berechnet der f■r die Be—

e; n0hhsteuer maßgebend ist Der Brlaß enthält

hiervon eine Reihe von Au511-ahmen die aber hier 11cht

zutreffen° Das LSG° wird sich daher rnit der “rege ausein—

end rzusetzen haben, ob durch diesen Erlaß alle weiteren

Vers hriften, die eine urderfe1ui e Berechnr ung der Sozial—

vereicnerungsbc träge zuließen, aufgehoben vwo den sind„ also

auch die oisherige Handhabung mei der nachtr gli chen Lohn—

zahlung und die Vorschrift des 9 160 Ab::° 3 EVO9 oder ob

diese Sonderregelungen neben der Regelung & 3 gen ins„men

Erlasse es aufrechterhalten geblieben sind (Vg1° hierzu

vo Jltrock, Wege zur Sozialvorsicherung, 1956 S0 321)°
De im Hinblick auf die Sprung revision da 3 LSG° noch keine

Gelegenheit hatte, zu den erörterten, für die Praxis bedeut—

semen'Rechtsi‘r'agen Stellung zu nehmen, ha t der Senat davon

abgesehen, bereits beim jetzigen Stand des Ve1fe In 8 &er—

ber seine Auffassung darzulegen°JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)
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Schließlich wird das LSG° auch klarzustcl‘cn haben‚ ob
die Ylage zu Recht auch gegen die LVA° und die Bundes—
an$talt für Arbeitsvermittlung und Arbeitnlosenversichc—
ruhg erhoben werden ist oder ob sie nach @ 8 der Verord—

nung zur Durchführung sozialversicherungsrcchtlicher Vor—
schriften der Zweiten Verordnung über die Vereinfachung

des Lohnabzugcs vom 150 Juni 1942 (RGBl„ I So 403) auch
beéüglich der Beiträge zur Invalidenversicherung gegen
die Krankenkasse zu erheben gewesen wäre°

Üic.Entschcidung über die Kosaon der Retisionsinstanz

bleibt dem LSG„ überlassen„
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